desantrag bauen wollen. Sicherlich find weder Preußen noch 
Des - 1 r un R 


berein einen höchſt prekären Charakter verleihen. 


werthe Chance für ſich haben, 


Erkläru 
vielem 


Nebaktion, Berlay und Druck 
K. Graßmann, Schulzenſtraße 17. 


Inſerate: Die Vetitzeile 1 Sgr. 
Als Beilage Donnerſtag und Sonntag der 
Stettiner Hausfreund. 
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Deutſchland. 

Berlin, 20. Mai. Soweit menſchliche Augen von dem 
noch Zukünftigen etwas zu ſehen vermögen, gehören alle Friedens 
hoffnungen bereits jo ziemlich in die Kategorie der frommen Wün⸗ 
ſche und ſchönen Träume. Es öffnet ſich eigentlich nirgend mehr 
eine wirkliche Ausſicht. Denn was den Kongreß betrifft, ſo iſt 
der Geſichtspunkt, welcher zu allerſt und am dringlichſten ſich dar⸗ 
bietet, nach Lage der Dinge ganz gewiß der von der „France“ be- 
zeichnete, nämlich daß der Kongreß, um überhaupt etwas zu 
Stande zu bringen, ſich auf das Außerfte beeilen müßte, weil ſonſt 
vorher plötzlich leicht irgendwo die Gewehre losgehen könnten, na- 
mentlich in Italien. Sodann aber iſt die Sache auch noch gar 
nicht ſo weit gediehen, als es theilweiſe nach den Zeitungen ſchei⸗ 
nen möchte. Denn was vor Allem die Stellung Preußens betrifft, 
ſo iſt die allgemeine Geneigtheit deſſelben für einen Kongreß zwar 
bekannt, und ſicherlich hat es ſich bei den durch die betreffenden 
Mächte vorgenommenen Sondirungen auch in dieſem Sinne aus- 
geſprochen; allein von einem eigentlichen „Acceptiren“ des Kon- 
greßprogrammes (wie es z. B. die heutige „Köln. 3." darſtellt) 
kann ſchon einfach um deswillen nicht die Rede ſein, weil de fini⸗ 
tiv formulirte Vorſchläge bis zur Stunde hier noch gar nicht vor⸗ 
gelegen, geſchweige denn Verhandlungen über beſtimmtere Modali- 
täten ſtattgefunden baden. Wenn nun aber auch Preußen und 
Italien pure „acceptiren“, was ihnen Frankreich, England und 
Rußland gemeinſam vorſchlagen werden, daß Oeſtereich es thun 
werde, glaubt im Grunde kein Menſch, und als Reſultat der Kon- 
greßverſuche bliebe dann einzig die allerdings nicht gerade zu un⸗ 
terſchäzende Thatſache, daß Oeſterreich ſich vor ganz Europa als 
diejenige Macht dokumentirt, welche jeden Verſuch zur Ausgleichung 
von vorn herein zurückweiſt und den Krieg um jeden Preis will. 


Endlich aber, geſetzt auch Oeſterreich willigte in einen Kongreß, der 


betreffs der Abtretung Venetiens gar nicht erſt über das ob? ſon⸗ 
dern nur über das wie? diskutiren würde; ſo würde doch immer 
die Thatſache, daß die drei Kriegsmächte bereits einander in vol- 
ler Waffenrüſtung gegenüberſtehen, dem ganzen Kongreſſe von vorne 
Denn daß an 
eine vorhergehende Abrüſtung gar nicht zu denken iſt, wird ja von 


allen Seiten als feſtſtehend angenommen, — und daß Ausglei- 


chungsverhandlungen ohne vorherige Abrüſtung keine der Rede 
ſagt ſich wohl Jedermann ſelber. 
Noch weniger als auf einen Kongreß wird wohl Jemand ſeine 

edenshoffnungen auf den geſtrigen mittelſtaatlichen Bun 


— 


g abzugede „ und es iſt auch » 
Eklat in Scene geſetzten 
kein anderes Reſultat zu erwarten, als von nur zu vielen frühe⸗ 
ren, nämlich daß fie ſich geräuſchlos im Sande verlaufen werden. 
Das einzige Bemerkenswerthe an der Sache iſt eigentlich, daß der 
genannte Antrag im Vergleich mit den urſprünglichen (ſächſiſchen) 
einen entſchiedenen Rückzug konſtatirt, da ſich derſelbe nicht mehr 
ausschließlich an Preußen wendet. Noch weniger iſt für den Fall, 
daß ſeitens der aufgeforderten Mächte keine befriedigende Erllärung 
erfolgt, irgend ein weiterer Schritt in Ausſicht genommen, — Hr. 
v. Beuſt hatte auf einen bezüglichen Paſſus drohenden Inhalts 
ſchon bei ſeinem Antrage vom 5. Mai verzichten müſſen, um für 
denſelben eine Majorität zu erlangen. Damals freilich behielt der 
ſächſiſche Bundestagsgeſandte ſeiner Regierung noch alle weiteren 
militäriſchen Vorkehrungen vor; jetzt iſt Hr. v. Beuſt wahrſcheinlich 
froh, daß ihm der Antrag Gelegenheit giebt, die ſachſiſchen Rü— 
ſtungen auf gute Art rückgängig zu machen. Wenn es nur nicht 
zu ſpät ſein wird! — In Betreff der Stellung Hannovers 
weichen die Nachrichten in den Detailangaben mehrfach von einan- 
der ab. Doch es iſt im Grunde gleichgültig, wie die getroffenen 
Abmachungen im Einzelnen lauten: feſtſtehendes Reſultat iſt, daß 
jede Beſorgniß vor einer zu Preußen feindſeligen Stellung Han- 
novers nunmehr vollſtändig beſeitigt if. Daß die Nachrichten ſüd⸗ 
deutſcher Blätter über die Rüſtungen der anderen Mittel- 
ſtaaten, was die Größe der in's Feld zu ſtellenden Armeen be- 
trifft, in hohem Grade übertrieben ſind, deutete ich ſchon kürzlich 
an. Aber auch in Betreff Oeſterreichs liegen hier ſehr zuver- 
läſſige Nachrichten vor, nach denen die Kriegsvorbereitungen noch 
lange nicht jo weit gediehen find, als es die öſterreichiſche Regie- 
rung doch die ihr ergebenen Organe auspoſaunen läßt, ſondern 
daß bis zur vollſtändigen Schlagfertigkeit der öſterreichiſchen Armee 
es noch mehrere Wochen bedürfen wird. Erſt wurden alle Rüſtun⸗ 
gen glattweg abgeleugnet, um wo möglich Preußen zu beruhigen; 
jetzt werden fie alle in vergrößertem Maßſtabe dargeſtellt um, 
wenn es ſein kann, Preußen bange zu machen, — es wird wohl das 
zweite Manöver ſo vergeblich ſein, wie es das erſte geweſen iſt. 
Sonſt verdienen in Betreff der öſterreichſſchen Rüſtungen die Be⸗ 
richte des Spezial ⸗Korreſpondenten der „Köln. Ztg.“ ler ſchreibt 
unter dem Zeichen A) und was er von der ſpſtematiſchen Auf- 
ſachelung des nationalen und religiöſen Fanatismus, ſowie der 
Hab- und Raubſucht unter den Truppen erzählt, die allergrößeſte 
Brachtung. Gott und unſere braven Soldaten mögen, wenn es 
oweit kommt, uns dieſe Horden vom Leibe halten! — Die „Rh. 
Jig.“ geſteht zwar ein, daß alle bisherigen Angaben betreffs der 
aarbrücker Bergwerke irrig waren; jetzt aber weiß ſie ganz 
vöweſfellos Verbürgtes“: Kaiſer Napoleon hat wegen jenes Objekts 
Pofitige Zuſagen verlangt, aber eine Miniſterkonferenz am 3. d. 
bat mit 6 gegen 2 Stimmen beſchloſſen, zur Zeit das An- 
unen abzulehnen. „Dies iſt zuverläſſig“, wiederholt das Organ 
er rheiniſchen Demokratie; es iſt aber leider wieder Silbe für 
lbe erlogen, wie denn bei allen Nachrichten der „Rhein. Ztg.“ 
er Grad ihrer Unwahrheit immer nach der Sicherheit zu bemeſſen 
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iſt, mit welcher dieſelben auftreten. Der Kaiſer Napoleon hat ein 
Verlangen, wie das behauptete, niemals geſtellt. — Prinz Carl 
hat als Herrenmeiſter des Johanniter-Ordens durch einen Er⸗ 
laß die Ordensglieder darauf hingewieſen, daß fie im Falle eines 
Krieges die Sorge für die Verwundeten und Kranken — ſei es 
durch perſönliche Dienſtleiſtung, ſei es durch Beiſteuern — mit 
ganzem Elfer und voller Hingebung zu übernehmen haben werden. 

— Se. Maj. der König ließ ſich geſtern Vormittags von dem 
General-Adjutanten v. Alvensleben, dem Chef des Militär-Kabincts 
v. Tresckow, dem Kabinetsrath v. Mühler, dem Oberſt⸗Kämmerer 
Graf Redern, dem Geh. Hofrath Bord Vorträge halten, und er⸗ 
theilte hierauf Audienz dem aus Köln bier eingetroffenen Geh. 
Kommerzienrath Oppenheim und dem ruſſiſchen Oberſt und Flügel- 
adjutanten v. Bünting vor ſeiner Rückreiſe uach St. Petersburg. 
— Um 2 Uhr beſichtigte Se. Maj. der König vor dem Palais, 
an der Seite Sr. K. H. des Prinzen Auguſt von Würtemberg, 
der Generalität ꝛc. eine Kompagnie des 4. Garde-Grenadier-Re- 
giments, Königtn Auguſta, welche die Regimentsfahne, unter dem 
Spiel des Muſikkorps vom Kaijer Franz Garde-Grenadier-Regi⸗ 
ment, in das Palais brachte. Hierauf arbeitete der König mit 
dem Miniſter-Präſidenten Grafen Bismarck, dem Jinanz-Miniſter 
v. Bodelſchwingh, dem Kriegsminiſter v. Roon, ſpeiſte um 5 Uhr 
allein und wohnte Abends der Vorſtellung im Opernhauſe bei. 

— Se. K. H. der Prinz Friedrich Karl, welcher wieder hier 
eingetroffen iſt, empfing geſtern Nachmittags mehrere Militärs, 
unter ihnen den General v. Mauſtein. 

— Durch Kgl. Kabinetsordre vom 3. d. iſt beſtimmt worden, 
daß der Regiments-Stab des Garde- Feſtungs⸗Artillerie-Regiments 
von Spandau nach Berlin verlegt wird. 

— Der Oberſt Köhn v. Jasly hat gelegentlich der Forma⸗ 
tion des Garde-Landwehr-Bataillons (Berlin) folgende Anſprache 
an die verſammelten Mannſchaften gehalten: a 

— „Se. Majeſtät der König haben die Landwehr einbeordert. 
Der König weiß, daß Jeder von Euch große Opfer bringt, aber 
Er rechnet auf Eure preußiſchen Herzen, wo es das Wohl und 
das Heil des Vaterlandes gilt. Euer Bataillon beſteht größten- 
theils auch Berlinern; nach Eurem Verhalten wird das ganze 
Bataillon beurtheilt und ſo erhaltet Euch den guten Ruf von 1848, 
1849 und allen Jahren, wo das Bataillon aufgetreten iſt.“ 

— GVoſſ. Z.) Gutem Vernehmen nach ſchweben Verhandlun⸗ 
gen, um Preußen die n böchſt wichtige Poſition Sachſen⸗ 
Altenburg einzurämen abinet hat bei dieſen] 18,000 Mitglieder umfaſſenden Centralvereins berathen werden, um 

N 0 Entgegen⸗] im Intereſſe der Landw aft eine Petition für Erhaltung des 


aus Wien wird telegraphirt, daß man dort nicht an die Richtig⸗ 
keit dieſer Mittheilungen glaube.) 

— Von den jungen italieniſchen Gelehrten, welche ſich im 
Auftrage ihrer Regierung bier zu Spezialſtudien aufhielten, find 
mehrere, darunter auch ein Mitglied des ſtatiſtiſchen Kurſus, nach 
ihrer Heimath gereiſt, um in die Armee einzutreten. 

— Die „Neue Frankfurter Zeitung“, ein „öͤſterreichiſches“ Blatt, 

ſchreibt: „Es ſcheint ſicher zu ſein, daß Baden ſich von der allge⸗ 

meinen deutſchen Sache zurückziebt. Die bewaffnete Neutralität, die 
man dort im Auge zu haben ſcheint, würde jedenfalls in ihrer 
Wirkung gleichbedeutend ſein, mit einer Ermunterung Preußens 
zum Kriege.“ (Hiermit ſoll wohl geſagt ſein, daß Baden ſich mehr 
abgewendet hat von der öſterreichiſchen Partei.) 

Poſen, 18. Mai. Die „Poſener Ztg.“ ſchreibt: In dem 
H. ſchen Bierlokale auf St. Martin wurden am 14. d. Mts. zwei 
Soldaten, ein Infanteriſt und ein Huſar, in Folge eines politiſchen 


ſaren mit ſeinem Seitengewehr einen Stich in die Bruſt bei, wo⸗ 
durch dieſer ſo gefährlich verwundet wurde, daß er vor einigen 
Tagen geſtorben iſt. 


den Fahnen einberufenen Landwehrleute und Reſerven ein Ab⸗ 
ſchiedswort erlaſſen, mit welchem er ihnen die Zuſicherung giebt, 
daß für ihre hinterbliebenen Familien auf das Vorſorglichſte von 
Seiten der Behörden und der Mitbürger Fürſorge getroffen wer⸗ 
den wird. ö 

Neiſſe, 16. Mai. Die „Prov.-Ztg. für Schl.“ ſchreibt: 
In der ländlichen Bevölkerung des Grottkauer und Neiſſer Kreiſes 
iſt durch die Oeſterreicher die Auſſchneiderei verbreitet: Ihr Kaiſer 
werde am erſten Pfingſtfeiertag in Glatz frühſtücken, in Neiſſe 
Mittag eſſen und am zweiten Feiertag in Berlin zur Nacht ſpeiſen.“ 

Aus Görlitz, 17. Mai, meldet die „Niederſchl. Z.“: Heute 
Nachmittag iſt hier der Befehl eingetroffen, die bereits eingezoge⸗ 
nen Mannſchaften des 2. Aufgebots unverzüglich zu entlaſſen. 
Der Befehl kam gerade noch zeitig genug, um den zur Abfahrt 
auf dem Bahnhofe verſammelten Wehrleuten verkündet werden zu 
können. : 

Köln, 18. Mai. 


ja n der Verfaſſungstreuen be- | Lennep 
n Behorven in Oecceff der an Se. Majeſtät 
gerichteten Adreſſe Dank und Zuſtimmung auszudrücken. 

— Ein erfreuliches Zeichen bei der in den Kreditverhältniſſen 
gegenwärtig eingetretenen Störung iſt es, daß, wie die „M. Z.“ 
hört, eiue Anzahl von etwa 30 der achtbarſten Firmen der Magde- 
burger Kaufmannſchaft auf der Börſe übereingekommen find, Pro- 
longationen von Wechſeln und ſonſt gegebenen Krediten nach Mög- 
lichkeit eintreten zu laſſen. 

— Die Königliche Oſtbahn hat, wie die „Danz. Ztg.“ meldet, 
in Folge höherer Veranlaſſung den Bau der oſtpreußiſchen Süd- 
bahn, der faſt ganz darniederlag, mit allem Nachdruck in die Hand 
genommen. Auf dem linlſeitigen Pregelufer wird das Geleiſe in 
den unmittelbar daranſtoßenden Güterhof der Oſtbahn geleitet wer- 
den, und bierdurch ſteht die Linie Pillau-Königsberg nicht nur mit 
den Linien Königsberg-Dirſchau und K.⸗Eydtkuhnen, ſondern auch 
mit K.⸗Bartenſtein, bis wohin bereits das Schienengeleiſe gelegt 
iſt, in Verbindung, indem beim Dorfe Roſenau eine Verbindungs- 
weiche gelegt iſt. Letztgenannte Linie wird wahrſcheinlich vorläufig 
nur zu Kriegstransporten gebraucht werden. 

— Der „Kölniſchen Zeitung“ und anderen Blättern wird un- 
term 18. d. M. von hier aus telegraphirt: Se. Majeſtät der Kö- 
nig empfing heute Vormittag den Beſuch des Kronprinzen, wel- 
cher dem Vernehmen nach das fünfte und ſechſte Armeekorps kom- Ausland. 
mandiren wird. Paris, 17. Mai. Der „France“ zufolge hat der preußiſche 

— Die Nachricht der „Bresl. Z.“ von Verhandlungen mit [ Votſchafter am hieſigen Hofe, Graf v. d. Goltz, am 17. eine lange 
dem Hauſe Rothſchild über eine Anleihe iſt, wie die „Kr.-Z.“ [Konferenz mit dem Kaiſer gehabt. 
hört, völlig aus der Luft gegriffen. 

— Von landwirthſchaftlichen Vereinen iſt der Antrag geſtellt 
worden, in den Lehrplan der Schullehrer-Seminarien auch einen 
landwirthſchaftlichen Lehrkurſus aufzunehmen, und das landwirth⸗ 
ſchaftliche Miniſterium hat denſelben bei dem Kultus-Miniſterium 
befürwortet. Letzteres hat ſich auch darauf einzugehen geneigt er- 
klärt, will aber vorerſt die in anderen Ländern, wo ſolche Einrich- 
tungen bereits beſtehen oder verſucht worden find, geſammelten Er- 
fahrungen zu Rathe ziehen. 

— Einige öſterreichiſche und franzöſiſche Blätter erzählen von 
einem zwiſchen Preußen und Italien abgeſchloſſenen Allianz - Ver- 
trage. Sie jagen, beide Könige hätten verabredet, im Falle De- 
1 Preußen oder Italien angreife, dies ſolidariſch als easus 

elli anzuſehen. Sie würden in dieſem Falle im Einverſtändniß 3 

operiren und entſagen dem Rechte eines Friedensſchluſſes ohne Zu- FF er . 

ſtimmung des andern Theiles. Wird Preußen durch Defterreih [Vor Eintritt in die Tagesordnung ne biz Totale Weng 5 De 
zu einer Kriegserklärung provozirt, jo nimmt Italien gleichfalls als | ftrats, die Unterftügungs - Kommiſſion für die Familien der einberufenen 
Bundesgenoſſe Theil. Beide — 5 — ſind übereingekommen, ohne eee ee ee, er ne 
vorhergegangene gemeinſame Berathung keine anderweitige Allianz x x BER ERRANG uſtadt zu vergrößern, von 
einzugehen. Der Allianzvertrag ſoll bis zu Ende des Jahres 1866 . ind Die See Stärptermeiter Cube Amp 
Geltung haben. Der Vertrag enthält leine Klauſel für den Fall, | Rentier Werner in Neu Tornei, Rentier Wergien in der Neuſtadt, fi 

daß Station allein mit Oeſterreich in einen Krieg nd würde; ee a Der Be Be der 2 5 ge dee Gan 
en d 1 reußen ſi N 2 * r Böttchermeiſter Keiling. — In Betre es erſten Gegen 
5 3 75 5 1 ch 5 — nn 8 ee ſtandes der Tagesordnung, berreffend ve Beſchaffung von Gelhmittefn für 
lel Gerüchten zuſammengeſtellt, wie dies jetzt jo oft geſchieht; ſelbſt J letzten Blatte mitgetheilt. Nach dem von Herrn Thieſſen erftatteten Be⸗ 


\ a. einzureichen. g 
und Barmen haben die Stadtverordneten auch Friedens⸗ 
petitionen im Sinne der Kölner beſchloſſen.) f 

München, 17. Mai. König Ludwig (Großvater des re- 
gierenden Königs) iſt geſiern aus Nizza hier wieder angelangt. — 
Am Hofe it jetzt ein ſpaniſcher Infant, Heinrich, Herzog von Se- 
villa, als Schwager des Prinzen Adalbert zu Beſuch. 

Wien, 17. Mai. Den immer ſtärker hervortretenden Ge⸗ 
rüchten über Unterhandlungen mit Italien wird heute die offiziöje 
Abwehr entgegengeſtellt, die Regierung denke nicht daran, Venetien 
zu verkaufen. Man ſieht, dige Dementi iſt beſchränkter Natur 
und ſtellt nicht in Abrede, daß Negociationen überhaupt im Zuge 
ſeien, auch nicht, daß fie möglicher Weiſe Venetien zum Gegen⸗ 
ſtande haben. Die Sache klingt ganz myſtiſch. Hat das Gerücht 
eine thatſächliche Baſis, ſo begreift ſich wohl, daß man die Frage 
mit dem Schleier des Geheimniſſes umgiebt; fehlt dieſe Baſis, ſo 
mag man es in maßgebenden Kreiſen vielleicht nicht paſſend finden, 
mit einer kategoriſchen Widerlegung einzuſchreiten. Man läßt die 
Dinge eben ſich entwickeln und geht ſeines Weges weiter. Sicher 
iſt, daß die militärischen Vertheidigungsmaßregeln gegen Italien 
keine Unterbrechung erfahren haben. — Das Gerücht, daß der 
Feldzeugmeiſter v. Benedek nach Böhmen abgegangen ſei, iſt falſch; 


entfernt, Vorbereitung zur Abreiſe zu treffen. 


Pommern. 

Stettin, 22. Mai. Morgen früh verläßt das 1. pomm. 
Grenadier-Regiment Rr. 2 (Königs Friedrich Wilhelm IV.) Stettin 
per Eiſenbahn und zwar das erſte Bataillon um 3 Uhr, die bei⸗ 
den andern Bataillone reſp. um 4 und 5 Uhr. Das 3. pomm. 
Infanterie - Regiment Nr. 14 rückt am Donnerstag, den 24. 
d. M. aus. 

— Die Stände des Randower Kreijes haben beſchloſſen, die 
auf den Kreis fallenden Natural-Lieferungen für die Armee durch 
die Kreis-Eingeſeſſenen ſelbſt liefern zu laſſen. 

— Cöslin, Colberg und Freienwalde haben ihr Schützenfeſt 
der politiſchen Verhältniſſe wegen verſchoben. 

— In Suckow, Synode Ueckermünde, iſt der Schullehrer Karl 


die Sparkaſſe, haben wir das Reſultat der Abſtimmungen bereits in unſerm 


* 


Streites gegen einander thätlich. Der Infanteriſt brachte dem Hu⸗ 


Danzig, 18. Mai. Der Polizei-Präfident hat an die zu 


Der „K. Z.“ zufolge wird in der am 
23. d. M. ſtattfindenden Vorſtands - Verſammlung der drei Lokal⸗ 
Abtheilungen des landwirthſchaftlichen Vereins für Rheinpreußen, 
Köln, Bergheim und Euskirchen ein Antrag auf Einberufung des 
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er befindet ſich ſammt ſeinem Stabe in Wien und iſt offenbar weit 


| 


richte iſt die Majorität der Finanz Kommiffton: 1) dem Vorſchlage des 
Magiſtrats, ſämmtliche Hypothekenforderungen der Sparkaſſe zu kündigen, 
beigetreten, verlangt aber 2) die vorhandenen Werthpapiere nach Bedarf 
1 zu verkaufen, genehmigt 3) die Einrichtung eiues Depoſiten⸗ 
eſchäfts, bei welchem Geldbeträge von 100 Thlr. und darüber von der 
Ammerei angenommen, mit 8 % verzinft, und nach dreimonatlicher, bei- 
den Theilen freiſtehenden, Kündigung zurückgezahlt werden ſollen, jedoch mit 
der Maßgabe. daß derartige Gelder nur bis zum 1. Juli d. J. angenom- 
men werden; 4) beantragt die Finanz⸗Kommiſſton den Ziusſuß für ſämmt⸗ 
liche Spareinlagen von 3, auf 6% % zu erhöhen und zwar für die neu 
eingehenden ſofort, für die älteren aber von dem Tage ab, an welchem ſie 
bei einer jetzt erfolgenden Kündigung ſtatutenmäßig Zurückgezahlt werden 
müßten. Nach dem Vorſchlage des Vorſitzenden wird jeder dieſer vier 
Punkte einzeln zur Diekuffton geſtellt. 1) Hr. J. -R. Pitzſchky erklärt ſich 
gegen die Kündigung der Hypotheken, da ſich der erforderliche Bedarf noch 
ar nicht überſehen laſſe. Von den geſammten Einlagen von etwa 1,300,000 
Pblen. eien bis jetzt ea. 102,000 Thlr. gekündigt. Die Sparkaſſe beſitze 
ca. 300,000 Thlr. in Werthpapieren und 1,147,000 Thlr. in Hypotheken. 
Letztere wären faſt ausſchließlich in Stettin belegt und betrügen etwa 5 
des Feuerkaſſenwerths aller Gebäude der Stadt. Es wäre daher nicht ger 
rechtſertigt, eine ſo tief einſchneidende Maßregel eintreten zu laſſen, da man 
durch dieſelbe eine ſehr viel roßere Summe fluſſig machen würde, als man 
gebrauche. Hr. „N. Zachariae: Die Kommiſſion habe ſich nur mit 
großem Bedauern für die Kündigung entſchieden; in Zeiten der Krisen ſei 
du aber eine Nothwendigteit, die eigenen Aktiva zur Deckung der Paſſtba 
einzuziehen. Alle Hypotheken der Sparkaſſe wären lauter ſogenannte feine 
Hypotheken, für welche es den betreffenden Hausbeſitzern nicht ſchwierig 
werden würde, anderweitige Kapitalien zu erhalten. Eine Kündigung ſei 
daber ohne Härte. Hr. Bürgermeiſter Schallehn: Die harte Maßregel 
werde durch die Umſtände gerechtfertigt; die Verwaltung werde Rückſicht 
nebmen, wo es geboten ſei. Hr. Stahlberg hält es unter den jetzigen 
Berhältuiſſen für die Hausbeſitzer rein unmöglich, die Kapitalien zu be⸗ 
ſchaffen. Hr. Haker erklärt es für Pflicht der Stadt, dafür einzuſtehen, 
daß die Sparkaſſe unter allen Umſtänden ihre Verbindlichkeiten erfülle und 
ſtellt das Amendement: jetzt nur 25 pCt. ſämmtlicher Hypotheken zu kün⸗ 
digen. Hr. Dr. Amelung: Es ſei von vorne herein eine falſche Organi⸗ 
ſation geweſen, alles in Hypotheken anzulegen. Dieſe müßten jetzt gekündigt 
werden. Käme dadurch zu viel ein, ſo möge man den Gläubigern kündigen; 
ſpäter würde man am beſten die Sparkaſſe ganz auflöjen. Jetzt ſei aber das 
erſte Mittel zur Erfüllung unſerer Berbindlichkeiten die Einziehung der aus- 
ſtehenden Forderungen. Hr. Dr. Wolff: Er ſei Anfangs gegen die Kitn- 
digung geweſen und habe ſich nur mit ſchwerem Herzen, in Folge der 
Diskuſſton in der Kommiſſion, entſchloſſen, dafür zu ſtimmen. Da ſich aber 
die Gemüther wohl allmälig beruhigen würden, ſo empfehle er, das Hakerſche 
Amendement anzunehmen. Hr. Keil erkennt zwar die Härte der Maßregel 
an, glaubt aber, es bleibe nichts anderes übrig. Zuerſt müſſe man für die 
Gläubiger ſorgen und gerecht fein, ehe man großmüthig fein konne. Eine 
Auswahl unter den Hypotheken zu treffen, ſei mißlich und pateiiſch. Herr 
Th. H. Schröder: Die Kündigung müſſe von der Verſammlung ange⸗ 
"nommen werden, beim die Stadt könne nicht auf Hypotheken Geld zu 5 pCt. 
ausleihen, während fie ſelbſt 8 pCt. geben müſſe. Vielleicht werde jetzt eine 
Petition der betroffenen Hausbeſitzer die vollſtändige Auftebung der Wucher⸗ 
geſetze bewirken und dann leichter Geld auf Hypotheken zu erhalten ſein. Nachdem 
noch verſchiedene Redner theils gegen, theils für partielle Kündigung geſprochen, 
wurde die Kündigung der ganzen Hypotheken abgelehnt und das Halerſche 
Amendement, nur 25 pCt. derſelben zu kündigen, mit großer Majorität an⸗ 
genommen. — 2) Die Werthpapiere der Sparkaſſe na Bedarf beſtmoͤglichſt 
zu verkaufen. Hr. Töpfer glaubt, daß eine Anleihe im Auslande das 
wohlfeilſte Mittel ſei, um den Bedarf der Sparkaſſe zu decken. Hr. Stahl⸗ 
berg fragt, bei welchem Banquier? Hr. Bürgermeifter Schallehn be⸗ 


merkt, daß bei ſeiner und des Hrn. . Hering 1 — An⸗ 


weſenheit in Berlin von ihnen an verſchiedenen geeigneten Stellen eine 


2 


Anleihe zur Sprache gebracht ſei, daß aber Niemand auch nur eine 


Andeutt eben, wo eine ſolche jetzt möglich. Hr. Dr. Wolff glaubt, 

Kerr ehr Rn unglücklicher am: für hie Anleihe; wenn 1 — aber 

auch momentan von dieſem edanken feinen Gebrauch machen konne, fo ſei 
künftig ins Auge zu faſſen. Hr. Saunier erklärt, 


verjelbe eventuell do 1 
220 be der jetzt e Diskuſſion nicht über eine Anleihe verhandelt 


werden könne und ſtellt dem Herrn Töpfer anheim, dieſerhalb einen be⸗ 


ſonderen Antrag einzubringen. Die Verſammlung erklärt ſich hierauf mit 
der vorgeſchlagenen Verſilberung der Werthpapiere einverſtanden. — 3) Die 
Einrichtung des Depoſitengeſchäfts wird mit der von der Kommiſſion vor⸗ 
geſchlagenen Bedingung, einer Einzahlungsfriſt nur bis zum 1. Juli c., ge 
nehmigt. 4) Betreffend die Erhohung des Zinsfußes für die Spareinlagen. 
Herr Bürgermeiſter Schallehn: die Zinſen für die Spareinlagen von 
ca. 1,300,000 Thalern betragen jetzt jährlich etwa 43,000 Thaler, durch de⸗ 
ren Verdoppelung eine große Laſt entſtehen würde, weshalb er ſich gegen 
den Antrag erklären müſſe. Herr Stahlberg iſt ebenfalls gegen denſel⸗ 
ben, weil viele Leute ihr Geld nicht wegen der Zinſen, ſondern nur wegen 
der großen Sicherheit zur Sparkaſſe brächten. Herr Keil hält eine Erhö⸗ 
ung des Zinsfußes von 3½ Prozent neben den von der Stadt jetzt 
fir epoſiten offerirten 8 Prozent für unumgänglich nöthig, damit nicht 
alle Einlagen zurückgezogen werden. Hr. Juſtiz⸗Rath v. Dewitz iſt gegen 
die Erhöhung: „Bietet Jemand freiwillig höhere Zinſen, jo jagt man ſich: 
der Mann iſt nicht ſicher, denn ſonſt böte er nicht das Doppelte, ich muß 
daher kündigen.“ Das Erhöhen mache ſich leicht, aber nicht künftig das 
Erniedrigen. Die Herren Dr. Amelung, Hafer und Keil führen aus, 
daß in dieſer Krifis Opfer gebracht werden müſſen. Hr. Bürgermeiſter 
Schallehn: Die Furcht, daß die Gelder aus der Sparlaſſe erhoben, um 
beim Depoſitengeſchaft angelegt zu werden, ſei unbegründet. Ein Theil der 
Kündigungen ſei unter dem Eindruck der Panick erfolgt. Laſſe dieſe nach, 
falle das bedeutende Opfer von jährlich ca. 40,000 Thlr. Mehrausgabe fort. 
Der Referent, Hr. Thieſſen, bemerkt noch, daß in Kolberg der Zinsfuß 


bei der Sparkaſſe auf 6 pCt. erhöht ſei und daß die engliſchen Banken jetzt 


6—7 pCt. für Depofiten und Spareinlagen gäben. Bei der Abſtimmung 
wird die Erhöhung des Zinsfußes mit gegen 19 Stimmen abgelehnt. 
Ein hierauf von Hrn. Töpfer eingebrachter dringlicher Antrag: wegen 
der Geldbedürfniſſe der Stadt eine Anleihe, event. im Auslande, aufzuneh- 
men, wird nach dem Vorſchlage der Hrn. Dr. Wolff und Dr. Amelung 
dem Magiſtrat zur Aeußerung überwieſen. — Die Vorlage, betreffend die 
Beſchaffung eines Baumaterialienhofes wird von der Tagesordnung abge 
fett. — Zur Erweiterung des Leichenhauſes in Nen⸗Torney werden 350 
Thlr. bewilligt. — Hr. Dr. Siewert hat beantragt, wegen der jetzt er⸗ 
höhten Thätigkeit der Stadt⸗Schul⸗Deputation die fehlenden zwei Mitglieder 
ür dieſelbe zu wählen. Nach einer lebhaften Debatte, in welcher von eini⸗ 
en Seiten hervorgehoben, daß die Herren Dr. Wolff und Keil zwei 
Mal von der Verſammlung gewählt, von der Regierung aber nicht beſtätigt 
wären, wozu derſelben gar kein Recht zuſtehe, von anderer Seite aber auf 
das dringende Bedürfniß bingewieſen, verwirſt die Verſammlung den Sie; 
wert'ſchen Antrag und nimmt dagegen ein von den Herren Thieſſen und 
Dr. Amelung geſtelltes Amendement an, den Magiſtrat zu erſuchen, dieſe 
Angelegenheit bei der Regierung in Anregung zu bringen. — Das Mint: 
— hat die hier früher von der Stadt eingerichtete, niemals aber beim 

kangel einer Juſtruktion und eines Inventariums in Funktion getretene 
Eichungsanſtalt nunmehr als Staatsanſtalt anerkannt, womit die Verſamm⸗ 
lung einverſtanden iſt. 

Anklam, 19. Mai. Der zum erſten Prediger an der St. 
Nikolaikirche gewählte Herr Paſtor Wahrendorf hat die erforderliche 
Beſtätigung erhalten. — Die vierpfündige Batterie des 2. Artil- 
lerie-Regiments hat heute hier Quartier genommen. — Die Güter- 
züge der Eiſenbahn werden von morgen ab nicht mehr regelmäßig 
abgelaſſen werden. — Ein Original, der in weiten Kreiſen be- 
kannte Fuhrmann Finck, ein begüterter Mann, iſt in voriger Woche 


im Alter von 89 Jahren geſtorben. Er hat in ſeinem Leben wohl 


eben ſo viele Choſen gemacht, als ſ. Z. Till Eulenſplegel. 
ä — —— —ü ͤ——d⅛ — — —— 


f Neueſte Nachrichten. 
Berlin, 21. Mai. Der Staats-Anzeiger veröffentlicht fol⸗ 


gende Allerhöchſte Verordnung: Auf den Antrag des Staats-Mini- 


ſtertums beſtimme Ich, daß im Falle eines Krieges die den Unter⸗ 
thanen des feindlichen Staates gehörenden Handelsſchiffe der Auf- 


bringung und Wegnahme durch Meine Krlegsfahrzeuge nicht unter- 
liegen ſollen, ſofern von dem feindlichen Staate die Gegenſeltigkeit 
geübt wird. 

Die vorſtehende Beſtimmung findet keine Anwendung auf die⸗ 
jenigen Schiffe, welche der Aufbriggung und Wegnahme auch dann 
unterliegen würden, wenn ſie neutrale Schiffe wären. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu 
machen. 

Berlin, 19. Mai 1866. Wilhelm. 

Gegengezeichnet vom Geſammt⸗Miniſterium. 

Ferner euthält der Staats- Anzeiger die folgende Allerböchfte 
Verordnung: 

Auf den Bericht des Staats-Miniftertums vom 16. d. Mts. 
will Ich in Verfolg Meiner Verordnung vom 12. Mai 1866 (Ge- 
ſetzaammlung Seite 225) denjenigen Perſonen, welche bis zum 
heutigen Tage auf Grund des §. 263 des Strafgeſetzbuches wegen 
einer ſolchen Ueberſchreitung der Zinsbeſchränkungen, die nach 
der gedachten Verordnung jetzt nicht mehr ſtrafbar iſt, rechtskräftig 
verurtheilt worden ſind, die erkannten Freiheitsſtrafen, ſo wie die 
noch nicht erlegten Geldbußen, unter Niederſchlagung der noch rüd- 
ſtändigen Koſten, hiedurch in Gnaden erlaſſen, ihnen auch die ſo⸗ 
fortige Wiederausübung der bürgerlichen Ehrenrechte geſtatten. In 
den Sachen, in welchen verſchiedene Wucherfälle mit einer das 
mindeſte geſetzliche Strafmaß überſchreitenden Strafe rechtskräftig 
belegt ſind, von denen aber einzelne auch nach der Verordnung 
vom 12. Mai 1866 ſtrafbar bleiben würden, je wie in den Sachen, 
in welchen die rechtskräftig erkannte Strafe wegen eines jetzt ſtraf⸗ 
freien Vergehens nach §. 263 des Strafgeſetzbuches und zugleich 
wegen einer anderen ſtrafbaren Handlung verhängt und das für 
das erſtere Vergehen geſetzlich zuläſſige mindeſte Strafmaß über- 
ſchritten iſt, ohne daß aus dem Erkenntniß erhellt, wie viel von 
der Strafe auf den Wacher gerechnet worden, ſehe Ich Ihren, 
des Juſtiz-Miniſters, Anträgen wegen Ermäßigung der Strafe 
entgegen. — Eben fo haben Sie, der Juſtiz-Miniſter, in Anſe⸗ 
bung derjenigen Perſonen, welche auf Grund des Paragraphen 263 
des Strafgeſetzbuches demnächſt rechtskräftig verurtheilt werden möchten, 
wenn die zur Unterſuchung gezogenen Fälle ſämmtlich oder theil- 
weiſe nach der Verordnung vom 12. Mai 1866 nicht mehr unter 
das Strafgeſetz fallen würden, von Amts wegen an Mich zu be⸗ 
richten, auch für die ſchleunige Bekanntmachung und Ausführung 
dieſes Meines Befehles Sorge zu tragen. 

Berlin, 19. Mai 1866. Wilhelm. 

Berlin, 21. Mai. Oeſterreichs Annahme des Kongreſſes 
mit allgemeiner Andeutung der Fragen und baldige Konftituirung 
des Kongreſſes iſt ſehr wahrſcheinlich. 


Köln, 19. Mai, Nachmittage. Die „Köln. Zeitung“ mel- 


det aus Düſſeldorf, daß der Prinz Karl von Hohenzollern, der Be— 
rufung auf dem rumäniſchen Thron Folge leiſtend, ſich bereits auf 


walachiſchem Boden befindet. 
armſtadt, 19. Mai. 
iſt hier eingetroffen und dem Korps⸗Kommando unter dem 


D e 88 F. 


| 


exiſtirt. 
Dresden, 21. Mai. 


allſeitig angenommen ſei und die Eröffnung nächſten Freitag ſtatt⸗ 


finden werde. 
Frankfurt, 17. Mai, Mittags. 


führung ihrer Streitkräfte auf den Friedensſtand anzuordnen.“ 


Es wurde außerdem Seitens des niederländiſchen Geſandten 
der Antrag eingebracht, die VBundesverſammlung möge den die Auf- 
nahme des Herzogthums Limburg betreffenden Bundesbeſchluß vom 


5. September 1839 wieder aufheben und ſomit den Austritt des 
Herzogthums aus dem Bundesverhältniß genehmigen. 
Die Abſtimmung über beide Anträge erfolgt am Donnerſtag. 
Fraukfurt, 19. Mai, Nachmittags. In den Motiven zu 
dem von den Bamberger Regierungen eingebrachten Antrage wird 


unter Hinweis auf die befriedigenden Erklärungen Oeſterreichs und 
Sachſens, ſowie auf die Zuſicherung Preußens, daß es nur zur 
Vertheidigung gerüſtet habe, die Erwartung ausgeſprochen, daß die 
europäiſche Stellung Preußens feinen Bundespflichten keinen Ein- 
Zugleich wurde die Diskuſſion über die Priorität 


trag thun könne. 
der Rüſtungen für geſchloſſen erklärt. Sachſen betheiligte ſich an 
dem Antrage nicht, gab aber ſein Einverſtändniß mit demſelben kund. 

Der niederländiſche Geſandte motivirte den Antrag auf die 
Ausſcheidung Limburgs aus dem Bunde mit den durchaus verſchie⸗ 
denartigen Intereſſen dieſes Landes, indem nur wegen der engen 
Verbindung Limburgs mit Holland die niederländiſche Regierung zu 
ihrem Bedauern oft genöthigt geweſen wäre, der Förderung deutſch⸗ 
nationaler Zwecke ihre Mitwirkung zu verſagen; ein ſolches Ver- 
hältniß ſei in Bezug auf Luxemburg nicht vorhanden. 

Frankfurt, 19. Mai, Abends. Nachdem Baiern und die 
Regierungen der Bamberger Konferenz in der heutigen Sitzung des 
Bundestages ihren Vermittelungsantrag, welcher die allgemeine Ab- 
rüſtung vorſchlägt, eingebracht und dieſer ſehr verſöhnlich motivirte 
Antrag von dem preußiſchen Geſandten ad referendum genommen 
worden, gab Defterreich eine gegen Preußen und Hannover gerich⸗ 
tete Erklärung ab. Dieſelbe geht dahin: Es würden zwiſchen die⸗ 
ſen beiden Staaten dem Vernehmen nach bundeswidrige Verhand- 
lungen gepflogen. Der Präſidialgeſandte jei daher beauftragt, die 
Bundesverſammlung zu veranlaſſen, Preußen und Hannover auf 
ihre Bundespflichten aufmerkſam zu machen. 

Wien, 19. Mai, Nachmittags. Die „Wiener Abendpoſt“ 
vernimmt, daß bezüglich der angeblichen Grenzüberſchreitung bei 
Klingebeutel der Kommandant der betreffenden Abtheilung jede der- 


Der öſterreichiſche Oberſt v. Schön⸗ 


deſſen zur Verfügu eſtellt worden. An⸗ 
liiert e wer — 2 e Das ruſſiſche Kabinet habe in dem Kongreß-Projekte . 
} Mai, Nachm. Das „Dreed. Journ.“ be- | Chance für einen friedlichen Verlauf erblickt. Die Thätig 
hauptet einem Artikel der „Berliner Reform“ gegenüber, daß ein 
Separat-Vertrag zwiſchen Oeſterreich und Sachſen durchaus nicht 


Ein heute Mittag ausgegebenes Extra- 
blatt des „Dresdner Journals“ meldet, daß der Pariſer Kongreß 


In der heutigen Sitzung 
der Bundesverſammlung brachten die Regierungen von Baiern, 

Würtemberg, Baden, Heſſen-Darmſtadt, Naſſau, Weimar, Koburg 
und Meiningen folgenden Antrag ein: „Hohe Bundesverſammlung 
wolle an alle diejenigen Bundesglieder, welche über den Friedens- 
fand hinausgehende militäriſche Maßnahmen oder Rüſtungen vor- 
genommen haben, das Erſuchen richten, in der nächſten Sitzung der 
Bundesverſammlung eine Erklärung abzugeben, ob und unter wel- 
chen Bedingungen ſie bereit ſeien, gleichzeitig und zwar von einem 
in der Bundesverſammlung zu vereinbarenden Tage an, die Zurück 


artige Grenzverletzung auf das Beſtimmteſte in Abrede ſtellt. Die 
genaueſten Unterſuchungen ſind diesfalls angeordnet, und iſt bei 
dieſer Gelegenheit den betreffenden Truppenkommandanten von Neuem 
eingeſchärft worden, ſich ſtrenge an die beſtehenden Vorſchriften zu 
halten, um auf dieſe Art jeder begründeten Reklamation vorzu- 
beugen. 

Brüſſel, 19. Mat, Nachmittage. Die Nationalbank hat 
den Diskont für nicht acceptirte Wechſel auf 6 ½ pCt. und für 
andere Werthpapiere auf 6 pCt. erhöht. 

London, 19. Mai, Vormittags. Die European Bank (li- 
mited) hierſelbſt hat ihre Zahlungen eingeſtellt. Auf die 50 Pfd. 
St. betragenden Aktien der Bank ſind erſt 15 Pfd. St. eingezahlt. 

Florenz, 20. Mai. Die heutigen Blätter ſprechen die Zu⸗ 
verſicht aus, der Senat werde die Rentenſteuer, die das Abgeord⸗ 
netenhaus auf ein Vierteljahr beſchloß, verwerfen. Finanzminiſter 
Scialoja hat ſein Geſuch um Enthebung von ſeinem Poſten noch 
nicht zurückgenommen. Die Handelskammer in Neapel hat eine 
Adreſſe an den Senat gerichtet, um von Beſteuerung der Rente 
abzurathen. 

Bukareſt, 18. Mai. Berichte aus Ruſtſchuk und Tultſcha 
melden, daß der Uebergang über die Donau Seitens der Türken 
unmittelbar bevorſtehend ſei, ſowie daß die Regierung befohlen habe, 
die rumäniſchen Piquets, welche das linle Donauufer bewachen, 
zurückzuziehen. Die Regierung hat von der Deputirtenkammer einen 
Kredit von ſieben Millionen Piaſter gefordert, um ein Truppenlager 
zu errichten, welches dazu beſtimmt iſt, Bukareſt zu decken. 

Bukareſt, 20. Mai. Nach einer Depejche des Prinzen 
Karl zu Hohenzollern an die Statthalterſchaft iſt der Prinz in 
Turn⸗Severin angekommen. Golesco und Guralambi reiſten zum 
Empfange dem Prinzen entgegen. 

Bukareſt, 21. Mai. Der feierliche Einzug des Fürſten 
zu Hohenzollern wird morgen in Bukareſt ſtattfinden. Man ver- 
ſichert, der Fürſt habe dem Sultan geſchrieben, daß er die Ver⸗ 
träge rückſichtlich der Verbindung der Fürſtenthümer mit dem türfi- 
ſchen Reiche achten werde. 

Petersburg, 20. Mai. Das „Journal de St. Peters ⸗ 
bourg“ berichtigt die irrigen Angaben der ausländiſchen Preſſe über 
die Haltung Rußlands in folgender Welſe: Es ſei unwahr, daß 
der Kaiſer von Rußland in Wien den Rath ertheilt habe, Venetien 
aufzugeben; eben ſo unbegründet ſei die Angabe, der Kaiſer habe 
Oeſterreich eine materielle Unterflügung gegen Preußen verſprochen. 
Direkte Intereſſen Rußlands ſeien augenblicklich nicht im Spiele, 
doch iſt das Kaiſerliche Kabinet ſich der Solidarität bewußt, welche 
die civiliſitten Nationen verbinde. Es dürfe allerdings den ſtrei⸗ 
tenden Mächten nicht den Weg vorſchreiben, welchen ſie zu gehen 
hätten, doch die Beziehungen der Freundſchaft und des Vertrauens, 
in dem das Kaiſerliche Kabinet zu den meiſten anderen Kabineten 
ſtehe, geſtatteten ihm, ſeine Intereſſen an der Aufrechterhaltung 
des Friedens eindringlich zur Geltung zu bringen. Die Bemü⸗ 
bungen der Kaiſerlichen Regierung bezweckten Beſchwichtigung und 
Verſöhnung; auch ſeien ſie den Verheißungen nicht fremd, die vor 
etwa 14 Tagen in Betreff einer Abrüſtung ausgetauſcht wären. 


keit ſeiner 
Bemühungen ſteigere ſich mit dem Ernſte der Situation; es werde 
bis zuletzt die Pflichten der Humanität erfüllen. Doch würde ee 
ein völliger Irrthum ſein, der ruſſiſchen Regierung eine andere 
Sprache beizulegen, als die freundſchaftlicher Ueberredung, und elne 
andere Haltung, als eine völlige Unparteilichkeit, die nur von dem 
feſten Entſchluſſe begrenzt ſei, über die Vertheidigung der nationalen 
Intereſſen Rußlands zu wachen. 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 

Paris, 21. Mai, Abende. Die „Patrie“ bringt folgende 
Details über die Reiſe des Prinzen Karl von Hobenzollern nach 
Bukareſt: Der Prinz hatte Düſſeldorf verlaſſen, obne die Ankunft 
der Deputation abzuwarten, welche in der Folge von dem Vater 
deſſelben, Seiner Koͤniglichen Hoheit dem Füͤrſten von Hohen“ 
zollern, empfangen wurde. Der Prinz erreichte die rumäniſche 
Grenze im ſtrengſten Incognito und reiſte mit einem öſter⸗ 
reichiſchen Poſt-Dampfer „Donau“ bis Turnu - Severin. Hlet 
ließ ſich der Prinz von einer walachiſchen Schildwache zu dem Pra⸗ 
felten fübren, welchem er ſich zu erkennen gab und erklärte, daß 
er ſich den Wünſchen des rumäntſchen Volkes füge. Der Prim 
wird morgen in Bukareſt eintreffen. € 

Die „France“ meldet: Die Pariſer Wechſelagenten wollen für 
den Fall, daß die Steuer von 8 pCt. auf die italieniſche Rente 
aufrecht erhalten wird, letztere aus den Nottrungen ſtreichen. 


Börſen⸗ Berichte. 
Stettin, 22. Mai. Witterung: kühl und regnigt. Etwas Schnee. 
Temperatur: + TOR. Wind: NO. 
An der Börſe. 
pt. Böpfd. gelber 56—63 %. bez., mit Aus“ 
„ 83—Spfd. gelber Mai- Juni 62%, ½ bei 
Juni⸗Juli 63, 63%, ½ e bez., Juli Augnſt 65, 65%, ½ bez., Sep 
tember⸗Oktober 65 ½ , Gd. i 
Roggen etwas höher, pr. 2000 Pfd. loco 38, 40 & bez., . 
Juni 39 . nominell, Juni-Juli 39, ½, % 40 . bez., Juli - Au 
guſt 41½ . bez., September⸗Oktober 42½ bez u. Gd. 
Gerſte loco Poſener und ſchleſ. pr. 70pfd. 38, 40 % ben.. 99 
Hafer loco pr. 28 3 bez., 47 50pfd. Mai- Juni 
28% Re bez. U. Gb. 
Erbſen obne Umſatz. j ü 14, 
Nübel fefter, loco 141, Br., Mai 14½ % vegulüt, 14160 
14 % bez. u. Gd., Mai⸗Juni 13% 9% bez., Juli 11% bez., Sep 
tember Oktober 11 ½, / ½ bez., 11½ . Br. 2 
Spiritus etwas höher, loco ohne Faß 12%, % nominell, Ma- Mr. 
12% %. Br., Juni Juli 12¼ . bez., Juli -Auguſt 13 ½ % 
und Gd. Wil- 
Angemeldet: 100 Wſpl. Weizen, 50 Wſpl. Roggen, 300 
Hafer, 20,000 Quart Spiritus. 


u 


Beim Schluß des Blattes war unſere Berliner Depeſche 
noch nicht eingetroffen. 


